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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Trenz und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/820 — 


Materielle Situation und besondere Benachteiiigung der Kinder 
in der Sozialhilfe 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
7. Oktober 1987 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Anstrengxmgen von Bundesregierung, Ländern und Kommu- 
nen insbesondere ziun Abbau der Arbeitslosigkeit sowie zvn Ver- 
bessenmg der sozialen Situation sind von der Bimdesregierung 
wiederholt dargelegt imd erläutert worden: 

- Antwort auf die Großen Anfragen (1 rmd II) der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Armut und Sozialhilfe in der Brmdesrepubhk 
Deutschland" (Drucksache 10/6055); 

- Antwort auf die Großen Anfragen (I, II und III) der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Arbeitslosigkeit und Lage der Erwerbslosen in der 
Btmdesrepubhk Deutschland" (Drucksache 10/6441); 

- Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Arbeit imd Armut in der Bimdesrepubhk Deutschland" 
(Drucksache 10/6634); 

- Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD „Armut in 
der Bimdesrepubhk Deutschland" (Drucksache 10/6623). 

Die Bimdesregierung wird sich in der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, 
Finanz- und Steuerpohtik, beim Einsatz arbeitsmarktpohtischer 
Instrumente und beim Famihenlastenausgleich weiterhin mit 
Nachdruck darum bemühen, weitere Verbesserungen für Fami- 
hen zu erreichen und der Abhängigkeit von Sozialhilfe entgegen- 
zuwirken. 
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Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung der Fragesteller 
zur Entwicklung der Regelsätze für laufende Leistungen der Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
-hierzu wird insbesondere auf die Darstellung in Drucksache 
10/6055, S.5f. verwiesen - und zur gegenwärtig angestrebten 
Neuordnung. 

Die Arbeits- und Sozialministerkonferenz der Länder vom 16. bis 
18. September 1987 hat das von der Konferenz der obersten Lan- 
dessozialbehörden erarbeitete neue Bedarfsbemessungssystem 
für eine geeignete Grundlage zur Festlegung der Regelsätze in 
der Sozialhilfe nach § 22 Bundessozialhilfegesetz angesehen und 
beschlossen, in den Ländern die notwendigen Schritte zur Umset- 
zung dieses Bedarfsbemessungssystems einzuleiten. 


I. Zur Entwicklung der Sozialhilfeabhängigkeit bei Alleinerziehenden 
und Familien mit Kindern 

1. Worauf führt die Bundesregierung die Tatsache ziuhck, daß in den 
letzten Jahren die Sozialhilfeabhängigkeit von Familien mit Kindern 
rapide angestiegen ist und sich im Zeitraum von 1982 bis 1984 sogar 
verdoppelt hat (Quelle; ISG- Arbeitspapier Nr. 102)? 

Wie sich aus der Jahresstatistik der Sozialhilfe ergibt, stieg die 
Zahl Tier Haushalte mit K indern, -denen laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen gewährt wurde, im 
Vergleich der Jahre 1980 und 1985 um insgesamt 68,5 % (1982/ 
84: 24,8%). Im gleichen Zeitraum stieg die Gesamtzahl aller 
Empfängerhaushalte um 54 % (1982/84: 14,7%). Der Anteil der 
Haushalte mit Kindern an der Gesamtzahl aller Empfängerhaus- 
halte betrug 1980 27,2 %, 1982 24,7 %, 1984 29,9 % und im Jahre 
1985 29,8 %. Diese Zahlen lassen erkennen, daß die Zunahme der 
Zahl der Empfängerhaushalte mit Kindern im Trend des Anstiegs 
aller Empfängerhaushalte lag und daß es einen deutlich überpro- 
portionalen Anstieg bei den Haushalten mit Kindern nicht gege- 
ben hat. 

Die Sozialhilfestatistik läßt nur in begrenztem Umfange Aussagen 
hinsichtlich der Ursachen für die Inanspruchnahme von Sozial- 
hilfe zu, weil jeweils nur die Hauptursache der Hilfegewährung 
erhoben wird. Dies vorausgesetzt ergibt sich bei den insgesamt 
348502 Empfängerhaushalten mit Kindern des Jahres 1985 (1980: 
206851) 

- in 94 211 (1980: 70 652) Fällen der Ausfall des Ernährers, 

- in 89 235 (1980; 21245) Fällen der Verlust des Arbeitsplatzes 
und 

- in 40156 (1980: 24 299) Fällen unzureichendes Erwerbsein- 
kommen 

als Hauptursache der Hilfegewährung. 


2 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/931 


2. Wie erklärt sich die Bundesregierung ferner die Tatsache, daß seit 
1984 in verstärktem Ausmaß Familien und Alleinerziehende mit ein 
oder zwei Kindern zur Sicherung ihrer materiellen Existenz auf 
Sozialhilfe angewiesen sind? 

Der Bundesregierung liegen Empfängerzahlen der Sozialhilfe nur 
bis zum Jahre 1985 vor. 

Die Zahl der Ehepaare oder Alleinerziehenden mit einem oder 
zwei Kindern als Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen betrug 1984 228700; im Jahre 1985 
waren es 259 079. Bei diesen Zahlen wie bei späteren Zahlenan- 
gaben aus der Sozialhilf estatistik handelt es sich jeweils um die 
Zahl aller entsprechenden Haushalte, die während des Jahres für 
einen im einzelnen nicht bestimmten Zeitraum entsprechende 
Leistimgen bezogen haben; Stichtagszahlen betragen erfahnmgs- 
gemäß etwa zwei Drittel der Jahresz«!.hlen. 

Dies bedeutet eine Steigerung um knapp 13,3 %. Bei den Allein- 
stehenden und den Ehepaaren ohne Kinder lag die Steigerungs- 
rate bei 12,4 %. Von einem unverhältnismäßigen Anstieg der 
Sozialhilfebedürftigkeit bei Fanülien und Alleinerziehenden mit 
einem oder zwei Kindern kann unter diesen Umständen keine 
Rede sein. 

Hinsichtlich der Ursachen für den allgemeinen Anstieg der Emp- 
fängerzahlen wird auf die Antwort zur Frage 1.1 verwiesen. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, daß 58% der 
Sozialhilfehaushalte mit Kindern Haushalte von AUeinerziehenden 
sind? 

Sieht die Bimdesregierung hier nicht unmittelbaren Handlungs- 
zwang zur Verbesserung der Lebenssituation von Alleinerziehenden 
gegeben, oder wie gedenkt sie sonst die Glaubwürdigkeit ihrer auf 
„Vereinbarkeit von Famihe und Beruf" abgestellten Politik aufrecht- 
zuerhalten? 


Im Jahre 1985 bezogen rund 198 803 Haushalte von Alleinerzie- 
henden laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein- 
richtimgen; das waren 57 % aller Empfängerhaushalte mit Kin- 
dern (insgesamt 348502 Haushalte). 

Die Soziallülfebedürftigkeit Alleinerziehender hat nach Auffas- 
sung der Bundesregierung ihre wesenthche Ursache in der für 
Alleinerziehende besonders ins Gewicht fallenden Schwierigkeit, 
fanühäre Pflichten mit einer den Lebensimterhalt deckenden 
Erwerbstätigkeit zu vereinbaren. Sie ergibt sich zu einem wesent- 
lichen Teil als Folge der Zunahme der Ehescheidungen und der 
lüchtehehchen Geburten. So stieg die Zahl der Eheauflösungen 
von 49325 im Jahre 1960 über 106932 ün Jahre 1975 auf 128268 
im Jahre 1985. Die Zahl der davon betroffenen minderjährigen 
Kinder betrug 1960 rund 45 000, im Jahre 1975 waren es 107 200 
rmd im Jahre 1985 noch rund 97 000. Die Zahl der lüchtehehchen 
Geburten stieg von 44000 im Jahre 1970 über 47000 im Jahre 
1980 auf fast 60000 im Jahre 1986 (vorläufiges Ergebiüs). 

Die Bimdesregierung sieht die besonders schwierige Lebensitua- 
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tion von Alleinerziehenden. Seit dem 1. Januar 1984 können 
erwerbstätige Alleinerziehende Kinderbetreuungskosten einkom- 
mensteuerlich geltend machen. Für das erste Kind können unter 
Berücksichtigung der zumutbaren Eigenbelastung Kinderbetreu- 
ungskosten in Höhe von 4 000 DM, für das zweite und jedes 
weitere Kind 2 000 DM von der Bemessungsgrundlage der Ein- 
kommensteuer abgezogen werden. Werden keine Betreuungsko- 
sten im einzelnen nachgewiesen, können erwerbstätige Alleiner- 
ziehende immerhin noch einen Betreuungs-Pauschbetrag von 
480 DM in Anspruch nehmen. 

Auch der Haushaltsfreibetrag, den ausschließlich alleinerzie- 
hende Eltern erhalten, ist 1986 angehoben worden. Mit Wirkung 
von 1988 an ist er weiter erhöht worden, für die Zeit von 1990 an 
ist eine nochmalige Verbesserung vorgesehen. 

Die Bimdesregierung ist gleichwohl der Auffassung, daß diese 
Hilfen noch nicht ausreichen, um den besonderen Belangen der 
Alleinerziehenden Rechnung zu tragen. Der Bundeskanzler hat 
daher in seiner Regierungserklärung vom 18. März 1987 angekün- 
digt, weitere Erleichterungen für AUeinerziehende zu prüfen. 
Zudem soll bei der Erweiterung von Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub den besonderen Belangen der AUeinerziehenden 
Rechnung getragen werden. 


II. Zur Problematik der nicht bedarfsdeckenden Kinder- 
regelsätze in der Sozialhilfe 

1. Ist die Bundesregierung tatsächlich der Meinung, daß der Bedarf 
eines Kindes von 0 bis 7 Jahren mit 180 DM monatlich bestritten 
werden kann, wo emährungswissenschaftiiche Untersuchungen 
ergeben haben, daß damit nicht einmal der Ernährungsbedarf 
gedeckt werden kann? 

2. Wie sind die in der Sozialhilfe altersmäßig gestaffelten Beträge für 
Kinder vor dem Hintergrund wesenüich höherer „ Normalbedarf e" 
zu bewerten, wie sie beispielsweise vom Deutschen Famüienbund 
aufgestellt worden sind (für die oben angesprochene Altersgruppe 
betragen diese z. B. 270 DM für 0- bis 1jährige, 442 DM für 2- bis 
7jährige - Stand: 1982)? 

3. Bestätigen nach Auffassung der Bundesregierung nicht auch die 
Ergebnisse des ISG- Gutachtens die von Sozialhilfeexperten imd 
Betroffeneninitiativen immer wieder angemahnte Unzulänghchkeit 
der Kinderregelsätze in der Sozialhilfe? 

4. Aus welchen Gründen konnte ~ nach Auffassung der Bundesregie- 
rung - die Ländersozialminister-Konferenz ausgerechnet in diesem 
Punkt den Vorschlägen des ISG- Gutachtens nicht folgen, das zu 
wesenüich höheren Prozentsätzen bei der Abstufung der Kjpderre- 
gelsätze im Verhältnis zum Eckregelsatz kommt? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bei der derzeit 
von den Ländersozialministem angestrebten Neuregelung der 
Sozialhilfe im Falle der Kinderregelsätze und der Regelsätze für 
Haushaltsangehörige die seit 1970 geltenden prozentualen Abstu- 
fungen vom Eckregelsatz beibehalten werden sollen? 

Wie beurteüt sie dies vor allem vor dem Hintergrund, daß somit für 
die altersmäßig gestaffelten Kinderregelsätze seit 1970 keine neue 
Bedarfsfeststellung mehr vorgenommen wurde? 


Die Fragen II. 1 bis 5 werden wegen des engen Sachzusammen- 
hangs gemeinsam beantwortet. 
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Die Bundesregierung bekennt sich zum Prinzip der vollen Dek- 
kung des Bedarfs für den notwendigen Lebensunterhalt auch für 
Kinder. Dies umfaßt, daß auch Kinder, die auf Hilfe zum Lebens- 
unterhalt angewiesen sind, einen Anspruch auf eine Erziehung 
und eine Lebensführung haben, die eine Teilnahme und ein 
Hineinwachsen in die Gesellschaft ermöghchen. 

Die Regelsätze für Kinder und Jugendhche werden nach § 2 
Abs. 3 der Regelsatzverordnung in Höhe altersgestaffelter Pro- 
zentsätze des Eckregelsatzes (für den Haushaltsvorstand und für 
den Alleinstehenden) festgelegt. Diese Prozentsätze sind zuletzt 
durch Verordnung vom 10. Mai 1971 (BGBl. I S. 451) neu bestimmt 
worden. Der Regelsatz für Haushaltsangehörige bis zur Vollen- 
dung des 7. Lebensjahres beträgt 45 % des Regelsatzes des Haus- 
haltsvorstandes (und damit 56,25 % des Regelsatzes für erwach- 
sene Haushaltsangehörige vom Beginn des 22. Lebensjahres an), 
d. h. zur Zeit 181 DM monathch im Bundesdurchschnitt. Der Ver- 
ordnung lagen sorgfältige Untersuchungen des Deutschen Ver- 
eins für öffenüiche und private Fürsorge über den Regelbedarf 
zugrunde (s. Nachrichtendienst des Deutschen Vereins [NDV] 
1971, S.46ff.). Die Höhe der Prozentsätze und die Entwicklung in 
DM-Beträgen seit 1971 ergeben sich aus folgender Zusammen- 
stellung: 


Regelsätze in DM * ) 


Alters- 

Anteil des 

1971 

1973 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

stufen 

Eckregel- 

satzes 










0- 6 

45 v.H. 

84 

98 

114 

130 

134 

148 

155 

173 

181 

7-10 

65 v.H. 

122 

141 

165 

187 

193 

213 

224 

250 

261 

11-14 

75 v.H. 

140 

163 

191 

216 

223 

246 

259 

288 

301 

15-20 

90 v.H. 

168 

195 

229 

259 

267 

295 

311 

346 

361 

(Eckregel- 
, satz: 

100 v.H. 

187 

217 

254 

288 

297 

328 

345 

384 

401) 


*) Rechnerischer Bunde sdurchschnitt zum Stichtag 1. Jiili des jeweüigen Jahres 

Die Regelsätze der Hilfe zum Lebensunterhalt sind bedarfsge- 
recht zu gestalten und sollen eine Befriedigung des typischen 
Bedarfs auf für alle HUfebedürftigen gleichem Niveau erreichen. 
Die Regelsätze für minderjährige Haushaltsangehörige umfassen 
wie alle Regelsätze die laufenden Leistungen für Ernährung, 
Kochfeuerung, Beschaffung von Wäsche von geringem Anschaf- 
fungswert, Instandhaltung von Kleidung, Wäsche und Schuhe in 
kleinerem Umfang, Körperpflege, Beschaffung von Hausrat von 
geringem Anschaffungswert, kleine Instandsetzungen von Haus- 
rat, Beleuchtung, Betrieb elektrischer Geräte, Reinigung und per- 
sönhche Bedürfnisse des täghchen Lebens. Sie umfassen dagegen 
nicht die Kosten der Unterkunft und Heizung sowie die Kosten der 
Anschaffung und Instandhaltung von Kleidung und Hausrat in 
anderen als den oben angeführten Fällen. Die Regelsätze sind 
deshalb nicht vergleichbar mit Kosten- oder Bedarfsangaben, die 
solche durch den Regelsatz nicht abgedeckten Kosten miteinbe- 
ziehen. Auch kann bei der Hilfe zum Lebensunterhalt nicht von 
durchschnitthchen Bedarfswerten, sondern muß von Werten einer 
bescheidenen Lebensführung ausgegangen werden. Der Bundes- 
regierung hegen keine ausreichend fundierten Untersuchungser- 
gebnisse vor, die ergeben haben, daß mit den derzeitigen Regel- 
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Sätzen nicht einmal der Emährungsbedarf von Kindern bis zu 
sieben Jahren gedeckt werden kann. 

Die Ermittlung der Lebenshaltungsaufwendungen von Kindern ist 
aber für die Sozial- und Famiüenpohtik von zentraler Bedeutung. 
Die Bundesregierung hat daher bereits Anfang der 80er Jahre ein 
Methodengutachten zur Ermittlung der Lebenshaltungsaufwen- 
dungen von Kindern in Auftrag gegeben. Ergebnis dieses Gutach- 
tens war, daß es zur Zeit kein geeignetes Verfahren gibt, die 
Lebenshaltungsaufwendungen für Kinder auch nur annähernd 
genau zu ermitteln. Gleichwohl wird das vom Statistischen Bun- 
desamt angewandte Verfahren als das vergleichsweise immer 
noch beste angesehen. 

Aufbauend auf den Erkenntnissen des Gutachtens ist dann eine 
empirische Fallstudienanalyse zu den Lebenshaltungskosten von 
Kindern in Auftrag gegeben worden. Ziel dieser Untersuchung 
war es, eine Methode zu entwickeln, mit der Haushaltsgemein- 
kosten einzelnen Haushaltsmitghedern zugerechnet werden kön- 
nen. Das ist in der Studie vorgeschlagene Zurechnungsverfahren 
ist auf einem Experten- Workshop ausführhch diskutiert worden 
und auf breite Akzeptanz gestoßen. Das Statistische Bundesamt 
hat zugesagt, auf der Basis der entwickelten Methode eine Ausar- 
beitung vorzulegen, in der die Möglichkeiten und Grenzen der 
statistischen Umsetzung der Vorschläge im Gutachten erörtert 
und Möghchkeiten zur Weiterentwicklung des statistischen Pro- 
gramms zur Abdeckung des Informationsbedarfs aufgezeigt 
werden. 

Erst empirische Umsetzung wird zuverlässige Angaben über die 
Aufwendungen für den Lebensunterhalt von Kindern erlauben. 
Das Statistische Bundesamt prüft zusammen mit den zuständigen 
Ressorts, wie dies in Angriff genommen werden kann. 

Es ist richtig, daß das vom Bundesministerium für Jugend, Fami- 
üe, Frauen und Gesundheit 1985 in Auftrag gegebene Gutachten 
des Instituts für Sozialforschung und Gesellschaftspohtik (ISG), 
Köln, „Neues Bedarfsmengenschema in der Sozialhilfe" vom Sep- 
tember 1986 zu höheren Prozentsätzen für Kinder und Jugend- 
liche kommt als die Regelsatzverordnung, die allerdings vom 
Institut selbst als „nicht unstreitig" bezeichnet werden (S. 101). In 
einer ergänzenden Stellungnahme Anfang 1987 weist das ISG 
selbst auf die Notwendigkeit weiterer Analysen und Untersu- 
chungen hin, die die Regelsatzbeträge für Haushaltsangehörige 
empirisch bzw. statistisch besser begründen können. 

Die Konferenz der obersten Landessozialbehörden hat ebenfalls 
die Auffassung vertreten, daß gegenwärtig keine geeigneten 
Grundlagen für die neue Bedarfsmessung einzelner Personen in 
Mehrpersonenhaushalten vorhegen und eine entsprechende 
Überprüfung der Regelsatzverordnung erhebhchen methodischen 
und zeithchen Aufwand erfordern würde, so daß es mangels 
verfügbarer Alternativen zunächst bei den Verhältniszahlen der 
Regelsatzverordnung bleiben soll. 

Diese Sachlage läßt gegenwärtig eine Änderung der Prozentsätze 
für Kinder und Jugendhche in der Regelsatzverordnung nicht zu. 
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Im Zusammenhang mit der für die zweite Hälfte der Legislaturpe- 
riode vorgesehenen Erhöhtmg des Kindergeldes wird jedoch 
geprüft werden, ob eine den Grundsatz des Nachrangs der Sozial- 
hilfe beachtende Besserstellung auch für Famüien, die auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt in der Sozialhüfe angewiesen sind, erreicht 
werden kann. 

Die Bundesregierung hätte es vorgezogen, wenn die strukturelle 
Angemessenheit der Regelsätze auch für minderjährige Haus- 
haltsangehörige überprüft und ggf. neu festgesetzt worden wäre. 
Dies ist jedoch mit den bisherigen verbrauchsstatistischen Grund- 
lagen aus den dargelegten Gründen nicht zu leisten. Auch aus 
diesem Grunde hätte die Bundesregierung begrüßt, wenn gleich- 
zeitig auch die Arbeiten zu einer Neufestlegung der Warenkörbe 
fortgeführt worden wären. Unbeschadet dieser Haltung ist jedoch 
festzustellen, daß keine Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß 
sich seit 1970 wesenthche Verzerrungen der Regelsatzstruktur 
ergeben haben. 


HL Zur Frage der Nichtanrechnung von Kindergeld und 
Kindergeldzuschlag auf die Sozialhilfe 

1. Welche sozialpolitische (nicht sozialpolitische) Begründung kann die 
Bundesregierung für die offensichtliche Ungleichbehandlung von 
Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilf eempfängem anführen, die 
darin besteht, daß das Kindergeld und der Kindergeldzuschlag auf 
alle anderen Sozialleistungen und auf die Erwerbseinkommen (§10 
BKGG) nicht angerechnet werden, wohl aber auf die Sozialhilfe? 


Die Hilfe zum Lebensunterhalt soll unzureichende Einkommen 
bis auf den Betrag aufstocken, der dem Empfänger der Hüfe die 
Führung eines Lebens ermöglicht, das der Würde des Menschen 
entspricht. Sie ist keine rentenähnhche Versorgungsleistung, die 
durch andere Sozialleistungen aufgestockt wird, sondern ergän- 
zende Hüfe bis zur Höhe des für den notwendigen Lebensunter- 
halt fehlenden Betrages. Diese Ausgestaltung der Sozialhilfe als 
einer aus Steuermitteln finanzierten Fürsorgeleistung ist sachge- 
recht. Dem entspricht es, daß das Kindergeld und der Kindergeld- 
zuschlag auf die Sozialhilfe angerechnet werden, wie sie auch auf 
andere nachrangige Sozialleistungen wie z. B. nach dem Bundes- 
ausbüdungsförderungsgesetz und dem Wohngeldgesetz ange- 
rechnet werden. Ebenso sachgerecht ist die Nichtanrechnung von 
Kindergeld und Kindergeldzuschlag auf andere SoziaUeistimgen, 
auf die eine Anwartschaft durch Beitragszahlung erworben wurde 
oder die - wie die ArbeitslosenhUfe - Lohnersatzcharakter haben. 
Diesem Charakter widerspräche es, öffenüich-rechüiche Leistun- 
gen des Famüienlastenausgleichs, die zusätzhch zum Arbeitsent- 
gelt gewährt werden, bei der Bedürftigkeitsprüfung in der 
Arbeitslosenhüfe zu berücksichtigen und hierdurch die Lohner- 
satzleistung zu mindern. Es wäre dagegen ein Widerspruch in sich 
selbst, wenn bei der FeststeUung des für die Minderung des 
Kindergeldes maßgebhchen Einkommens nach § 10 Abs. 2 und 
§11 BKGG das Kindergeld selbst als Einkommen mitberücksich- 
tigt würde. 
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Es ist richtig, daß sich für Sozialhilfeempfänger auf diese Weise 
bei einer Erhöhung anderer, auf die Sozialhilfe anzurechnender 
Sozialleistungen (z. B. Renten, Arbeitslosenhilfe, Kindergeld) das 
verfügbare Einkommen nicht erhöht. Es muß jedoch berücksich- 
tigt werden, daß auch die Regelsätze der Hilfe zum Lebensunter- 
halt jährhch angepaßt werden. Vor allem Mitte 1985 sind die 
Regelsätze zudem insgesamt deuüich über die maßgebende Preis- 
steigerungsrate hinaus angehoben worden, so daß dadurch eine 
reale Einkommensverbesserung für Sozialhilfeempfänger einge- 
treten ist. Eine weitere Erhöhung wird die Einführung eines neuen 
Bedarfsbemessungssystems bewirken. 


2, Teilt die Bundesregierung weiterhin die Auffassung, daß es ein 
sozialpolitisches Paradoxon darstellt, wenn Kindergeld und Kinder- 
geldzuschlag - die auf AFG-Leistungen nicht angerechnet werden - 
dann auf die Arbeitslosenhilfe angerechnet werden, wenn diese 
unter dem Sozialhilfeniveau liegt? 


Ein „Paradoxon" besteht nicht, weil in keinem Fall Kindergeld 
und Kindergeldzuschlag auf die Arbeitslosenhilfe angerechnet 
werden, d. h. auch dann nicht, wenn diese unter dem Sozialhilfe- 
niveau liegt. Kindergeld und Kindergeldzuschlag werden bei der 
Sozialhilfe ebenso als Einkommen angerechnet wie Arbeitslosen- 
hüfe. Übersteigen die drei Leistungen zusammen den sozialhilfe- 
rechtlichen Bedarf, so besteht kein Anspruch auf Hilfe zum Le- 
bensunterhalt. 


3. Teilt die Bundesregierung die juristische Interpretation, der zufolge 
die Nachrangigkeit der Sozialhilfe nicht aufrechtzuerhalten ist, wenn 
die Gewährung einer anderen Sozialleistung nicht gleichzeitig 
erfolgt, sondern - wie dies für den Kindergeldzuschlag zutrifft - erst 
nach Ablauf des laufenden Kalenderjahres, und zwar auf Antrag? 

Wenn nicht, wie begründet sie eine gegenteilige Auffassung ange- 
sichts der Tatsache, daß es sich hier um eine soziale Gruppe handelt, 
für die sich jegliche Einkommenskürzung existenziell bedrohlich 
auswirken kann? 

Die Bundesregierung teilt die in der Frage dargelegte juristische 
Interpretation nicht. Der Nachranggrundsatz der Sozialhilfe 
betrifft das Verhältnis zu anderen Einkommen, ln Fällen, in denen 
Rechtsansprüche des HUfeempfängers auf Leistungen anderer 
nicht bereits in dem Zeitraum, für den sie bestimmt sind, erfüllt 
werden, hat der Träger der Sozialhilfe Hilfe zum Lebensunterhalt 
bedarfsdeckend zu leisten und gleichzeitig durch Maßnahmen 
wie nach § 90 BSHG oder nach den Regelungen des SGB-X dafür 
Sorge zu tragen, daß der Hilfeempfänger durch späteren Lei- 
stungszugang im nachhinein rücht zu Unrecht besser gestellt 
wird. Von einer Einkommenskürzung kann keine Rede sein. Das 
güt auch für den Fall, daß der Kindergeldzuschlag erst nach 
Ablauf des Jahres ausbezahlt wird. Den Hüfebedürftigen stehen 
also die für den notwendigen Lebensunterhalt erforderhchen Mit- 
tel bei richtiger Handhabung stets zur Verfügung. 
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4. Widerspricht die gängige Praxis der Anrechnung des Kindergeldzu- 
schlages auf die Sozialhilfe nicht auch der erklärten Zielsetzung 
dieser Sozialleistung, nämlich einen Ausgleich für nicht realisierbare 
Steuervorteile infolge der Kinderfreibetragsregelung darzustellen? 

Nein. Da der Kindergeldzuschlag Ersatz für den nicht oder nicht 
voll genutzten Kinderfreibetrag ist, ist seine Gleichbehandlung 
mit der Einkommensteuerermäßigung, die durch den Kinderfrei- 
betrag erreicht wird, geboten. Auch das Nettomehreinkommen, 
das sich bei steuerhcher Ausschöpfung des Kinderfreibetrages 
ergibt, ist sozialhilferechtiich als Einkommen anzurechnen. 


5. Wie läßt sich die Nachrangigkeit der Sozialhilfe gegenüber dem 
Kindergeld und dem Kindergeldzuschlag aufrechterhalten ange- 
sichts der Tatsache, daß das hier berührte Nachrangigkeitsprinzip 
bei anderen famüienpolitischen Leistungen wie dem Erziehungsgeld 
imd den Leistimgen der Stiftung „Mutter tmd Kind" vom Gesetzge- 
ber explizit durchbrochen worden ist? 

Es gibt mit dem Erziehungsgeld und den Leistungen der Stiftung 
„Mutter und Kind - Schutz des imgeborenen Lebens" auf Bun- 
desebene nur zwei Fälle famihenpohtischer Leistungen, die nicht 
auf die Sozialhilfe (und andere Sozialleistungen) angerechnet 
werden. Beide sind auf Vorschlag dieser Bundesregierung vom 
Bundesgesetzgeber eingeführt worden. Beim Erziehungsgeld ent- 
spricht die Regelung dem Zweck, die persönhche Leistung für die 
Betreuung und Erziehung eines Kindes anzuerkennen. Auch beim 
Gesetz über die Bundesstiftung war der besondere Zweck der 
Leistungen für die getroffene Regelung maßgebend. Demgegen- 
über dienen Kindergeld und Kindergeldzuschlag keinem ver- 
gleichbaren besonderen Zweck, sondern die Hüfe zum Lebensun- 
terhalt der allgemeinen Deckung des Lebensunterhalts. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung ferner die Tatsache, daß - je 
nachdem, ob der Kindergeldzuschlag erst nach Ablauf des Jahres 
oder im Ausnahmefall bereits monatlich während des laufenden 
Jahres ausgezahlt wird - eine imterschiedliche Anrechnungsweise 
erfolgt (einmal als Einkommen, einmal als Vermögen), also auch hier 
wiederum eine Ungleichbehandlung vorliegt? 

Eine Ungleichbehandlung hegt nicht vor. Grundsätzhch ist der 
Kindergeldzuschlag - unabhängig davon, wann er ausbezahlt 
wird - sozialhilferechthch als Einkommen anzusehen. Nur in 
einem eng begrenzten Ausnahmefall und nur zum Teil kann der 
in einer Summe nach Ablauf des Jahres ausbezahlte Kindergeld- 
zuschlag als Vermögen angesehen werden. Dieser AusnahmefaU 
kann nur vorhegen, wenn der Hilfeempfänger in dem vergange- 
nen Jahr keine Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten hat. Der Kin- 
dergeldzuschlag gilt zwar auch dann als Einkommen für den 
Monat, in dem er ausbezahlt wird; er ist aber, soweit nach Ablauf 
des Monats noch vorhanden, sozialhilferechthch als Vermögen zu 
behandeln. 
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IV. Zur Begünstigung von höheren Einkommensgruppen durch 
Kindergeldfreibeträge und andere steuerliche 
Begünstigungen 

1. Welche sozialpolitische Begründung kann die Bundesregierung für 
die 1986 erfolgte neuerliche Anhebung der Kinderfreibeträge an- 
führen? 

Wie begründet die Bundesregierung die daraus folgende verstärkte 
Benachteiligung gerade sozial Schwacher angesichts der weiterhin 
aufrechterhaltenen Anrechnung von Kindergeld und Kindergeldzu- 
schlag auf die Sozialhilfe? 

Die Kinderfreibeträge sind auf die derzeitige Höhe von 2.484 DM 
aus Gründen der Steuergerechtigkeit angehoben worden. Nach 
Überzeugung der Bundesregierung, der sich die gesetzgebenden 
Körperschaften angeschlossen haben, sind Unterhaltsaufwendun- 
gen für Kinder am besten in einem dualen System von Steuerer- 
mäßigungen, wie insbesondere durch Kinderfreibeträge, und von 
staathchen Übertragungen, wie insbesondere durch Kindergeld, 
zu berücksichtigen. Durch die Kinderfreibeträge erhalten Eltern 
wegen ihrer wirtschafthchen Belastung durch Kinder, soweit 
diese nicht durch Kindergeld ausgeghchen wird, eine Steuerer- 
mäßigung. Auf diese Weise wird vermieden, daß die Eltern für 
den Teü ihres Einkommens, den sie mindestens für den Kindesun- 
terhalt ausgeben müssen und über den sie deshalb nicht verfügen 
können, auch noch Steuern zu entrichten haben. Die Kinderfrei- 
beträge entsprechen also dem das Einkommensteuerrecht beherr- 
schenden Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschafthchen 
Leistungsfähigkeit. Ohne steuerhche Berücksichtigimg von zwin- 
genden Unterhaltsaufwendungen für Kinder wäre eine gerechte 
Besteuerung von Eltern im Vergleich zu Kinderlosen, die solche 
Unterhaltslasten nicht haben, nicht zu erreichen. 

Die Aufstockung des steuerhchen Kinderfreibetrages im Jahre 
1986 hat keineswegs zu einer Benachteüigung wirtschafthch 
weniger leistungsfähiger Eltern geführt. Für Bezieher niedriger 
Einkommen wirkt sich im Gegenteü der Kinderfreibetrag mit 
mindestens 46 DM je Kind und Monat auf das verfügbare Einkom- 
men aus. Wo der steuerhche Kinderfreibetrag bei niedrigen Ein- 
kommen nicht oder nicht voh ausgeschöpft werden kann, wird ein 
Zuschlag zum Kindergeld als Transferleistung bis zur Höhe von 
46 DM monathch gewährt. Das duale System sichert also gerade 
eine Berücksichtigimg wirtschafthch weniger leistungsfähiger 
Eltern, selbst wenn sie keine Steuern zahlen. 

Im übrigen steht die Beurteilung einer einzelnen Steuerkompo- 
nente ohne die Berücksichtigung des steuerhchen Gesamtzusam- 
menhangs und der dreiteihgen Steuerreform 1986, 1989 und 1990 
eine unvohständige Sichtweise dar. 


2. Muß die Tatsache, daß einkommenssch wache Familien und Allein- 
erziehende für ihr erstes Kind maximal eine familienpolitische Lei- 
stung von 96 DM (50 DM Kindergeld plus 46 DM Kindergeldzu- 
schlag) erhalten, Spitzenverdiener dagegen 166 DM (aufgrund 
zusätzlicher steuerlicher Begünstigungen), nicht an der sozialpoüti- 
schen Logik der famüienpolitischen Leistungen zweifeln lassen? 
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Wie schon zur vorhergehenden Frage ausgeführt worden ist, 
entsprechen Kinderfreibeträge dem Gebot der Steuergerechtig- 
keit. Entgegen der in Frage 2 zum Ausdruck kommenden Vorstel- 
lung „erhalten" Eltern mit der durch den Kinderfreibetrag eintre- 
tenden Steuerermäßigung keine „staatliche Leistung". Sie wer- 
den durch die Kinderfreibeträge auch nicht „zusätzlich steuerlich 
begünstigt". Anders als das Kindergeld bewirkt der Kinderfreibe- 
trag keine Minderung der Unterhaltslast, sondern stellt nur sicher, 
daß Eltern für Einkommensteile, die sie zum Kindesunterhalt 
verwenden, nicht zusätzüch noch eine Steuer zahlen müssen. In 
der je nach Einkommenshöhe unterschiedlichen Steuerermäßi- 
gung spiegelt sich die progressive Gestaltung des Einkommen- 
steuertarifs wider. Bei den Kinderfreibeträgen geht es also, wie 
auch im Fachschrifttum anerkannt ist (vgl. z. B. Tipke, Steuer- 
recht, 11. Aufl. 1987, S. 303), nicht um die Angemessenheit einer 
staatlichen Übertragung, sondern um die Angemessenheit der 
Steuerleistung des Bürgers. 


3. Will die Bundesregierung weiterhin an der durch das Steuer- 
senkungsgesetz (infolge des Halbteilungsgrundsatzes) bedingten 
Benachteiligung von Alleinerziehenden festhalten, die diesen nur 
jeweils die Hälfte des Anspruchs sowohl bei den Kinderfreibeträgen 
als auch beim Kindergeld zubilhgt? 

Wie begründet sie diese Regelung vor allem vor dem Hintergrund 
hoher Sozialhilfeabhängigkeit und der generell materiell schlechten 
Lage von Alleinerziehenden? 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß am Grundsatz der 
Halbteilung kindbedingter Steuerermäßigung in Fällen nicht oder 
nicht mehr miteinander verheirateter Eltern sowie dauernd 
getrennt lebender Ehegatten festgehalten werden. Mit der Rege- 
lung wird der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. Juni 1977 (BStBl II S. 526) Rechnung getragen, wonach in den 
bezeichneten Fällen der Eiternteil, der seiner Barunterhaltsver- 
pflichtung nachkommt, von den kindbedingten Steuerermäßigun- 
gen nicht ausgeschlossen werden darf. Der Halbteilungsgrund- 
satz wird im Normalfall den Belangen beider Elternteile am 
besten gerecht. Wie auch das Bundesverfassungsgericht aner- 
kannt hat (a.a.O. S. 532), sind die beiderseitigen Unterhaltslei- 
stungen grundsätzhch gleichwertig. Deshalb kann von einer 
durch den Halbteilungsgrundsatz bedingten Benachteiligung 
Alleinerziehender nicht die Rede sein. In Fällen, in denen der 
barunterhaltspflichtige Elternteil seiner Verpflichtung nicht oder 
nur zu einem unwesentlichen Teil nachgekommen ist, kann der 
andere Elternteil nach Ablauf des Kalenderjahres den vollen Kin- 
derfreibetrag beanspruchen. Zusätzhche Belastungen, die allein- 
erziehenden Elternteilen durch verteuerte Haushaltsführung und 
in bestimmten Fällen durch Kinderbetreuungskosten entstehen, 
werden steuerhch besonders berücksichtigt (§33 Abs. 7, §33c 
Abs. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes). 

Der innere Zusammenhang zwischen dem Kindergeldzuschlag 
und dem Kinderfreibetrag sowie Verwaltungsgründe schließen es 


11 



Drucksache 11/931 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


aus, bei der Bewilligung des Kindergeldzuschlags die steuerrecht- 
liche Halbteilung außer acht zu lassen oder Ausnahmen von dem 
Halbteilungsgrundsatz bereits vor Ablauf des Jahres, für das der 
Kinderfreibetrag zusteht, unter Vorbehalt zu machen. Für allein- 
erziehende Sozialhilfeempfänger kann nichts anderes gelten. 


4. Hält die Bundesregierung die durch die Anrechnung von Kindergeld 
und Kindergeldzuschlägen erzielte Einsparung von jährlich 500 Mil- 
lionen DM für sozialpolitisch vertretbar, vor allem wenn gleichzeitig 
die Gewährung von kindbezogenen Steuerfreibeträgen - die vor 
allem den höheren Einkommensklassen zugute kommen - mit 11,9 
Mrd. DM zu Buche schlägt? 

Von einer „Einsparung" durch Anrechnung des Kindergeldes und 
des Kindergeldzuschlages kann keine Rede sein. Die Anrechnung 
entspricht dem Zweck und der Funktion der Sozialhilfe. 


V. Maßnahmen zur Behebung sozialpolitischer 

Ungerechtigkeiten bei den Transferleistungen für Kinder 

1. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß Steuerfreibeträge 
und steuerliche Begünstigungen kein geeignetes sozialpolitisches 
Instrument sind, um allen Kindern gleiche Leistungen zukommen zu 
lassen? 


Wie zu Frage IV. 2 ausgeführt worden ist, handelt es sich bei den 
Steuerermäßigungen durch Kinderfreibeträge und andere kind- 
bedingte steuerliche Erleichterungen um steuerliche Maßnah- 
men, die eine im Vergleich zu Kinderlosen gerechte Besteuerung 
gewährleisten sollen. 


2. Teüt die Bundesregienmg ferner die Auffassung, daß das nach der 
Ordnungszahl und nicht nach dem Alter gestaffelte Kindergeld 
keine angemessene Berücksichtigung der tatsächlichen Unterhalts- 
kosten für Kinder und des erzieherischen Aufwandes zuläßt? 

Nein. Der Staffelung der Kindergeldsätze nach der Ordnungszahl 
der Kinder liegen folgende Überlegungen zugrunde: 

Das Kindergeld soll die bestehende Unterhaltslast der Eltern 
angemessen mindern. Mit zunehmender Kinderzahl nimmt die 
Fähigkeit der Eltern, ihre Kinder aus eigenen Mitteln zu unterhal- 
ten, zumindest im unteren bis mittleren Einkommensbereich ab. 
Um eine hierdurch möghche übermäßige Belastung der Eltern zu 
vermeiden, ist es aus famüien- und sozialpohtischen Gründen 
geboten, die Kindergeldsätze mit zunehmender Kinderzahl stei- 
gen zu lassen. Die derzeitige Kindergeldstaffelung entspricht 
auch den staatlichen Finanzierungsmöghchkeiten. Aus diesen 
Gründen besteht kein Anlaß, von dieser Kindergeldstaffelung 
abzuweichen, zumal eine Staffelung nach dem Alter der Kinder 
auch zu einer Komphzierung des Gesetzes und zu einer Verwal- 
tungserschwernis führen würde. 
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3. Wie steht sich die Bundesregierung zu Vorschlägen einer umfassen- 
den Kinderlastenaüsgleich-Reform, die die Einfühnmg eines alters- 
mäßig gestaffelten bedarfsgerechten Kindergeldes und die gleich- 
zeitige Abschaffung sämtlicher familienpohtischer Leistungen, die in 
erster Linie den höheren Einkommensgruppen zugute kommen (wie 
Kinderfreibeträge, andere steuerliche Vergünstigimgen und Kinder- 
geldzuschläge im öffentlichen Dienst), zur Folge hätte? 

Wie ZU Fragen IV. 1, 2 und V. 1 ausgeführt worden ist, dient die 
Steuerermäßigung durch Kinderfreibeträge und andere kindbe- 
dingte steuerliche Erleichterungen dem Zweck, eine gerechte 
Besteuerung von Eltern sicherzustellen. Deshalb lehnt die Bun- 
desregierung alle Vorschläge, die auf die Abschaffung der steuer- 
lichen Berücksichtigung zwingender Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern hinauslaufen, entschieden ab. 

Die Bundesregierung hat kurz nach der Übernahme der Regie- 
rungsverantwortung 1982 eine umfassende Reform des Famüien- 
lastenausgleichs eingeleitet. Bereits zum 1. Januar 1983 wurde 
wieder — wie bereits vor 1975 - ein Kinderfreibetrag eingeführt. 
1986 wurde die Reform mit einem 10 Mrd.-DM-Entlastungspaket 
für Familien fortgeführt. Der Kinderfreibetrag wurde deutlich 
angehoben, das viermonatige Mutterschaftsurlaubsgeld wurde in 
ein zehnmonatiges Erziehungsgeld umgewandelt, das alle Mütter 
oder Väter erhalten können, die ihr Kind betreuen. Seitdem wer- 
den erstmals auch Kinderziehungszeiten in der Rentenversiche- 
rung anerkannt. Es war auch ein Ziel der Reform, die besonderen 
Belastungen einkommensschwacher Familien zu berücksichtigen. 
So erhalten diejenigen Familien, die den Kinderfreibetrag nicht 
oder nicht voll ausschöpfen können, einen Zuschlag zum Kinder- 
geld in Höhe von bis zu 46 DM monaüich je Kind. Beim Kinder- 
geld (ab zweitem Kind) und beim Erziehungsgeld (ab siebtem 
Lebensmonat des Kindes) wurden Einkommensgrenzen einge- 
führt, von denen an das Kindergeld bis auf Sockelbeträge, das 
Erziehungsgeld sogar bis auf 0 DM gemindert werden. 

Die Bundesregierung wird an ihrem in der Famhienpohtik einge- 
schlagenen Kurs weiter festhalten. 1988 werden die Ausbildungs- 
freibeträge und der Haushaltsfreibetrag angehoben. 1990 wird es 
dann nochmals eine Anhebung des Haushaltsfreibetrages und 
eine weitere Anhebung des Kinderfreibetrages auf 3.024 DM 
geben. 

Der Bundeskanzler hat zudem in seiner Regierungserklärung am 
18. März 1987 angekündigt, daß das Kindergeld erhöht und Erzie- 
hungsgeld und Erziehungsurlaub erweitert werden sollen. 
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